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Dokumententyp: Kurzinformation 
Titel: Weisungsbefugnisse gegenüber der Staatsanwaltschaft 

 

Deutschlands Staatsanwälte sind weisungsgebunden und in eine hierarchische Ordnung einge-
gliedert. Die Weisungsgebundenheit ist mithin der entscheidende Unterschied zum Berufsbild 
des Richters, der in seinen Entscheidungen unabhängig ist (Art. 97 Abs. 1 Grundgesetz (GG)). 

Das bestehende Weisungsrecht der Staatsanwälte ist in den §§ 141 ff. Gerichtsverfassungsgesetz 
(GVG) geregelt. Nach § 146 GVG haben Staatsanwälte den dienstlichen Anweisungen ihrer Vor-
gesetzten nachzukommen. § 147 GVG konkretisiert dieses Weisungsrecht und ist die Grundlage 
für den hierarchischen Aufbau der Staatsanwaltschaft (vgl. Schmitt, § 147 GVG Rn. 2). Weisun-
gen können sich mangels gesetzlicher Beschränkung auf jede staatsanwaltschaftliche Aufgabe 
und jeden Zeitpunkt beziehen. Eine inhaltliche Einschränkung dieses Weisungsrechts ist dem 
Gesetz nicht zu entnehmen (vgl. Inhofer, Rn. 6). 

Es wird zwischen internem (§ 147 Nr. 3 GVG) und externem (§ 147 Nr. 1 und 2 GVG) Weisungs-
recht unterschieden (vgl. Inhofer, Vorbemerkung). Das interne Weisungsrecht beschränkt sich auf 
den organisatorischen Bereich der Staatsanwaltschaft und steht dem ersten Beamten der Staats-
anwaltschaft zu. Das interne Weisungsrecht stellt eine wesentliche Voraussetzung für die Sicher-
stellung einer einheitlichen Rechtsanwendung durch die einzelnen Staatsanwälte dar (vgl. In-
hofer, Rn. 2). 

Das Weisungsrecht der Bundes- und Landesjustizminister wird als externes Weisungsrecht be-
zeichnet. Hierbei wird zwischen allgemeinen Weisungen und Einzelfallweisungen unterschie-
den. Das allgemeine Weisungsrecht umfasst generelle Anordnungen über den Dienstbetrieb der 
Staatsanwaltschaft, wie beispielsweise Richtlinien über das Straf- und Bußgeldverfahren 
(RiStBV) oder die Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen (MiStra). Sie finden sich zudem 
auch in Erlassen der Justizministerien, in (Rund-) Verfügungen der Generalstaatsanwälte oder 
Hausverfügungen der Leitenden Oberstaatsanwälte (vgl. Inhofer, Rn. 8). Einzelfallweisungen sind 
demgegenüber nach außen hin selten erkennbar. Als innerdienstlicher Vorgang sind sie als ge-
schützte Vermerke in einer für Dritte unzugänglichen Handakte oder in Berichtsheften zu doku-
mentieren (vgl. Inhofer, Rn. 12). Dem Staatsanwalt ist gemäß § 353b Strafgesetzbuch (StGB) straf-
rechtlich untersagt, ihm gegenüber erteilte Weisungen Dritten mitzuteilen (vgl. Maier). 
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Raum für Weisungen besteht insbesondere im Bereich der Opportunitätsentscheidungen etwa ge-
mäß §§ 153 ff., 376, 421 Strafprozessordnung (StPO). Jede Weisung die auf sachfremden Erwä-
gungen beruht, ist jedoch unzulässig (vgl. Schmitt § 146 GVG Rn. 5). Der Staatsanwalt hat gegen 
die Befolgung jedweder rechtswidriger Weisung zu remonstrieren (vgl. Inhofer, Rn. 19). Um sich 
nicht im Einzelfall dem Vorwurf einer politischen Einflussnahme auf die Strafverfolgung auszu-
setzen, wird jedoch generell eine zurückhaltende Ausübung des Weisungsrechts empfohlen (vgl. 
etwa Inhofer, Rn. 7). 

Jüngste Reformbestrebungen gab es im Januar 2021 im Nachgang zu zwei Entscheidungen des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH). Unter Hinweis auf das externe Weisungsrecht hatte der 
EuGH den deutschen Staatsanwaltschaften die Befugnis abgesprochen, einen Europäischen Haft-
befehl auszustellen, da sie mangels Unabhängigkeit keine Justizbehörden seien (Urteil vom 
27. Mai 2019). Mit der gleichen Begründung hat der EuGH den deutschen Generalstaatsanwalt-
schaften die Anerkennung als vollstreckende Justizbehörde versagt (Urteil vom 24. November 
2020). Das Bundesministerium der Justiz (BMJ) hatte als Reaktion in der 19. Wahlperiode einen 
Referentenentwurf erarbeitet und veröffentlicht, mit dem unter anderem das externe Weisungs-
recht im Einzelfall für den Rechtshilfeverkehr in der Europäischen Union abgeschafft werden 
sollte. Der Entwurf wurde nicht weiterverfolgt. Im Koalitionsvertrag 2021 zwischen der Sozialde-
mokratischen Partei Deutschlands (SPD), BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN und den Freien Demokra-
ten (FDP) findet sich zu dieser Thematik Folgendes: „Entsprechend den Anforderungen des Euro-
päischen Gerichtshofs (EuGH) passen wir das externe ministerielle Einzelfallweisungsrecht ge-
genüber den Staatsanwaltschaften an. Für den Vollzug eines Europäischen Haftbefehls bedarf es 
einer richterlichen Entscheidung“. Eine gesetzliche Umsetzung dieses Vorhabens ist bislang 
nicht erfolgt. 
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